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E berhard  Thie l

Haushaltsstrukturen

In diesen Tagen findet im Bundes­
tag die Debatte über den Bundes­

haushalt 1980 statt. Aufgrund sei­
nes Volumens, seiner speziellen 
gesamtwirtschaftlichen Verantwor­
tung und seiner Machtposition fin­
det das finanzwirtschaftliche Geba­
ren des Bundes mit Recht ein be­
sonderes Interesse. Eine Analyse 
der längerfristigen Entwicklung des 
Bundeshaushaltes läßt dabei eini­
ge bemerkenswerte Entwicklungs­
tendenzen erkennen.

So zeigt sich, daß der Anteil der 
Personalausgaben an den Bun­
desausgaben bis 1974 angestie­
gen war, später jedoch leicht ab­
nahm. Dagegen blieben die Zins­
ausgabenanteile lange Zeit auf ei­
nem niedrigen Niveau, bekamen 
aber seit Mitte der siebziger Jahre 
eine zunehmende Bedeutung. Das 
gleiche läßt sich für die laufenden 
Zuweisungen und Zuschüsse fest­
stellen, die vor 1975 Anteile von 
45 % beanspruchten, zuletzt aber 
bereits 49 % erreichten. Hierin 
spiegeln sich besonders die starke 
Zunahme der Bundesleistungen für 
die Sozialversicherung wider sowie 
die hohen Ausgabenzuwächse bei 
Renten und Unterstützungen. Ein 
Blick auf die Sachinvestitionen 
zeigt dagegen die sinkende Be­
deutung dieser Ausgabeart. Auch

die durch Addition von Sachinvesti­
tionen und Finanzierungshilfen ge­
wonnene Kennziffer für investive 
Ausgaben weist nach 1974 ge­
ringere Werte auf als in früheren 
Jahren.

Insgesamt ging also in den letz­
ten Jahren die Bedeutung von In­
vestitionen und Konsumausgaben 
zurück, während die Transferlei­
stungen erheblich angestiegen 
sind.

Veränderungen zeichnen sich 
auch bei den Ausgaben für die ein­
zelnen Aufgabenbereiche ab. So 
nahm der Anteil der Verteidigungs­
ausgaben in den letzten Jahren 
langsam ab, während die Ausga­
ben für die soziale Sicherheit seit 
1975 überproportional anstiegen. 
Dabei waren es neben den Bun­
deszuschüssen zur Sozial- und Ar­
beitslosenversicherung speziell die 
Aufwendungen für Familien-, So­
zial- und Jugendhilfe, die gegen­
über den Zuwächsen der gesam­
ten Bundesausgaben überdurch­
schnittlich wuchsen. Während die 
Ausgaben für die Hochschulbauten 
sogar absolut zurückgingen, nah­
men die Anteile für Wissenschaft, 
Forschung und Entwicklung außer­
halb der Hochschulen zu. Der An­
teil der Straßenbauausgaben sank, 
dagegen stiegen die Ausgaben für 
die Verschuldung überproportional 
an. Denn während in früheren Jah­
ren der Anteil der Bundesausga­
ben, der durch Steuereinnahmen 
gedeckt wurde, um 90 % schwank­
te, werden seit 1975 nur noch An­
teilswerte um 80 % erreicht.

Angesichts dieser Veränderun­
gen im Bundeshaushalt stellt sich 
zu Recht die Frage, ob die künftige 
Finanzierung des Bundeshaushal­
tes wieder stärker auf Steuern oder 
Krediten basieren sollte.

Nun gibt es keinen Indikator, der 
eine eindeutige Entscheidung über 
die Art der Finanzierung einzelner 
Ausgaben oder über die Finanzie­
rungsstruktur des gesamten Haus­
haltes erlauben würde. Momentan

stehen bei der Beurteilung haupt­
sächlich konjunkturpolitische Ge­
sichtspunkte im Mittelpunkt. Si­
cherlich prägten die Bemühungen 
um die Bekämpfung der Rezession 
und ihrer Folgen sehr stark die Ge­
staltung der Ausgaben- und Ein­
nahmenseite des Bundeshaushal­
tes. Doch kommen Zweifel daran 
auf, ob die Strukturen mittelfristig 
tatsächlich geändert werden kön­
nen. Das gilt angesichts der zu be­
obachtenden Scheu vor Steueran­
passungen nach oben auch für den 
Fall, daß das Wachstum der Trans­
ferausgaben etwas stabilisiert wer­
den könnte.

Dabei sollten Bemühungen um 
eine Rückführung der Kreditauf­
nahme nicht allein auf hausväterli­
chen Besorgnissen oder auf dem 
Wunsch nach Rückgewinnung ei­
ner größeren Dispositionsfreiheit 
bei der Budgetgestaltung basieren. 
Es dürfte auch nicht nur gebannt 
auf die Entwicklung der Steuerquo­
te und der daraus resultierenden 
Belastungen geschaut werden. 
Vielmehr müßte verstärkt auf die 
Relationen zwischen Be- und Ent­
lastungen aufgrund hoher Kredit­
aufnahmen geachtet werden.

Diese freilich nicht offen zutage 
liegenden Wirkungen der Ver­
schuldung auf die Einkommens­
und Vermögensverteilung könnten 
gerade bei einem hohen Niveau 
der Transfers die gegenwärtigen 
Forderungen nach Konstanz oder 
gar Senkung der Steuerbelastung 
in einem anderen Licht erscheinen 
lassen. Die Bereitschaft zu 
Beitragserhöhungen wird nicht ein­
fach anzuheben sein. Dagegen lie­
ßen sich die aufgrund einer mög­
licherweise positiveren Haltung ge­
genüber Steuererhöhungen anzu­
visierenden Mehreinnahmen nicht 
allein durch die Progressionswir­
kung der Einkommenssteuern mit 
ihren zum Teil unerwünschten Be­
lastungsverschiebungen erreichen. 
Eine Renaissance der Steuer- und 
Tarifstrukturdiskussionen scheint 
erforderlich zu sein.
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